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E i n l a d u n g 
 

 
 

Sitzung Nr. 02/2021 

BüA Nr. 1/2021 

 
An die Mitglieder  

des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten 
der Stadt Bornheim       Bornheim, den 29.12.2020 

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 
zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim 
lade ich Sie herzlich ein.  
Die Sitzung findet am Mittwoch, 20.01.2021, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses 
Bornheim, Rathausstraße 2, statt. 
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Bürgermeister wie folgt festgesetzt: 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung  

1 Bestellung von Schriftführern / Schriftführerinnen für den Ausschuss für 
Bürgerangelegenheiten 

769/2020-1 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschrift Nr. 76 vom 18.08.2020  

5 Anregung nach § 24 GO NRW vom 05.10.2020  betr. Neubebauung 
eines Grundstücks in Merten 

699/2020-6 

6 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 08.11.2020 betr. Beseitigung von 
Straßenschäden Fabriweg nach Kanalbauarbeiten 

763/2020-9 

7 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 08.11.2020 betr. Zustand Fahr-
bahnbelag Fabriweg 

764/2020-9 

8 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 16.11.2020 betr. Städt. Park-
platzfläche in der Siegstr., Hersel 

831/2020-12 

9 Anregung nach § 24 GO NRW vom 10.12.2020  betr. Wiederholung der 
SDR-Messungen im oberen Teil der Hellstraße, Brenig 

852/2020-9 

10 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

861/2020-1 

11 Anfragen mündlich  

 
Wir bitten Sie, sich zur Teilnahme an der Sitzung an die aktuell geltende Coronaschutzver-
ordnung zu halten und auch während der gesamten Sitzung einen Mund-Nasen-Schutz zu 
tragen. 
Zudem möchten wir darauf hinweisen, dass nur eine begrenzte Anzahl an Publikumsplätzen 
zur Verfügung steht. 
Sie können sich als Gast per Mail unter claudia.gronewald@stadt-bornheim.de anmelden. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Gezeichnet: 

 
 

Rolf Schmitz beglaubigt: 

 

 (Vorsitzende/r)  (Verwaltungsfachangestellte) 
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Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der Stadt Bornheim am Dienstag, 
18.08.2020, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstraße 2 
 

 X Öffentliche Sitzung  Sitzung Nr. 76/2020 

  Nicht-öffentliche Sitzung  BüA Nr. 3/2020 

 
Anwesende 

Vorsitzender 
Koch, Christian FDP-Fraktion  

Mitglieder 
Aharchi, Loubna SPD-Fraktion  
Gesell, Andrea Bündnis 90/Grüne-Fraktion  
Geuer, Theo CDU-Fraktion  
Gilles, Hans Günter UWG/Forum-Fraktion  
Großmann, Stefan CDU-Fraktion  
Heßling, Günter CDU-Fraktion  
Jaritz, Karin SPD-Fraktion  
Kleinekathöfer, Ute SPD-Fraktion  
Lamprichs, Holger CDU-Fraktion  
Schmitz, Rolf CDU-Fraktion  
Schnitker, Kai Fraktion-DIE LINKE  
Weiler, Marcel Bündnis 90/Grüne-Fraktion  

Verwaltungsvertreter 
Azrak, Maruan Leiter Jugendamt  
Erll, Andreas  

Schriftführerin 
Altaner, Petra  
 
 
T a g e s o r d n u n g 
 

TOP Inhalt Vorlage Nr. 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

3 Einwohnerfragestunde  

4 Entgegennahme der Niederschrift Nr. 56-1/2020 vom 04.06.2020  

5 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 09.03.2020 betr. unzulässige 
Behandlung von Eingaben zum Bebauungsplan Se 21 

260/2020-7 

6 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 05.07.2020 betr. Elternbeiträge 
für Juni/Juli 

540/2020-4 

7 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorherigen 
Sitzungen 

570/2020-1 

8 Anfragen mündlich  
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Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung) 
 

AV Christian Koch eröffnet die Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten der 
Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemäß eingeladen worden ist und dass der 
Ausschuss für Bürgerangelegenheiten beschlussfähig ist. 
 
 
Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:  
TOP 1 – 8. 
 
 

 Öffentliche Sitzung 
 

 

1 Bestellung eines Schriftführers/einer Schriftführerin  

 
Frau Altaner ist bereits zur Schriftführerin bestellt. 
 

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern  

 
Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet. 
 

3 Einwohnerfragestunde  

 
Mündliche Einwohnerfragen 
von Herrn Gottfried Düx 
betr. Anliegergemeinschaft Kardorf, Travenstraße, Einstellung der Probephase und Ausset-
zung der geplanten Umsetzung 
 
Können die Unterlagen, die ich zu Protokoll gegeben habe, an die zuständigen Stellen wei-
tergeleitet, die Angelegenheit in der Verwaltung geklärt und dann die Bürger der Travenstra-
ße informiert werden? 
 
Antwort: 
Ja die Eingabe wird weitergeleitet. Die Angelegenheit konnte auf Grund der nicht eingehalte-
nen Frist nicht auf die heutige Tagesordnung gesetzt werden.  
 
von Frau Daniela Nocker, Waldorf, und Frau Sophia Beckermann 
betr. Bauvorhaben in Bornheim-Waldorf,  
(wünschen eine schriftliche Beantwortung der Anfragen) 
 
1. Wer hat die Planungshoheit in der Stadt Bornheim? 
Antwort: 
Für die Planungshoheit ist die Gemeinde zuständig, also die Stadt Bornheim. Die Stadt kann 
in eigener Zuständigkeit Bebauungspläne aufstellen und in eigener Zuständigkeit ändern. 
 
2. Wer gibt die Bauvoranfrage in den Rat bzw. in den Ausschuss? 
Antwort: 
Bauvoranfragen werden in der Regel nicht dem Rat vorgelegt, es sei denn, sie sind im Au-
ßenbereich.  
 
3. Ist dieses Vorgehen des Bauamtes, dass man über 9 Monate nicht vorankommt,  

vom Rat so gewünscht? Sind sie auch der Meinung, dass es in Ordnung ist, dass 
man so mit einem Bürger umgeht? 
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Antwort: 
Zum Umgang mit dem Bauamt kann heute keine Stellung genommen werden, da kein Ver-
treter des Bauamtes im Ausschuss anwesend ist. 
 
4. Der Rat hat die Planungshoheit und wenn eine Anfrage an die Stadt gestellt wird, 

was abweichend vom Bebauungsplan ist, dann haben doch der Rat und die Stadt 
die Planungshoheit. Ich möchte gerne wissen, was sagt die Stadt dazu. Geneh-
migt sie das oder genehmigt sie das nicht. Das kann doch nicht dem Bauamt 
überlassen werden? 

 
5. Warum beinhaltet der Bebauungsplan Nr. 148 keine gleichberechtigten Änderun-

gen, sondern in diesen Grundstücken gibt es immer wieder einzelne Änderungen 
im Bebauungsplan, welche nicht den gesamten Bebauungsplan umfassen? Dies 
wird für ungerecht gehalten. Warum handhabt man das so? 

Antwort: 
In der Regel wird das im Bauamt entschieden. Wenn es dort einen Bebauungsplan gibt, 
dann gibt es dort klar festgelegte Regeln, Festsetzungen des Bebauungsplanes. Dort ist das 
als Ortssatzung beschlossen und daran muss sich das Bauamt halten. Die Festsetzungen 
sind vom Rat beschlossen worden und wenn man innerhalb der Festsetzungen den Bauan-
trag stellt, sollte es kein Problem sein, dort eine Bauvoranfrage entschieden zu bekommen. 
Änderungen von Bebauungsplänen gibt es häufig bei alten Bebauungsplänen. Da müsste 
man im Einzelfall nachsehen, welcher Planbereich dort geändert worden ist. Eine Planände-
rung ist auch nicht immer für das gesamte Plangebiet erforderlich, es können auch Planän-
derungen für Teilgebiete sein. Der Sachverhalt kann an das Bauamt weitergegeben werden. 
Der Rat hat sich eine Zuständigkeitsordnung gegeben und in dieser Zuständigkeitsordnung 
wurde definiert, dass der Bürgermeister für diese Dinge im Allgemeinen zuständig ist. Wenn 
ein Bebauungsplan grundlegend geändert wird, erfolgt dies über den Ausschuss bzw. Rat. 
Es wird empfohlen, gezielt die Bauberatung in Anspruch zu nehmen. 
 
6. Wir sind uns uneinig darüber. Wir sind der Meinung, dass der Bebauungsplan so 

wie er ist, auch genehmigungsfähiges Bauvorhaben ist, das Bauamt ist das nicht. 
Es gibt Nachholbedarf in dem Bebauungsplan und es wird nicht verstanden, dass 
sich der Rat damit nicht auseinandersetzt und die Planungshoheit aus der Hand 
gibt, in dem er die Aufgabe auf den Bürgermeister überträgt. 

Antwort: 
Die Planungshoheit hat weiterhin der Rat. Wenn es darum geht einen bestehenden Plan zu 
interpretieren und Ausnahmen zuzulassen, dann ist das Aufgabe des Bürgermeisters. 
Wenn man sich nicht einigen kann, müsste eventl. der Bebauungsplan geändert werden und 
da wäre dann der Ausschuss für Stadtentwicklung zuständig, der darüber befindet, ob ein 
Bebauungsplan geändert wird.  
 
7. Man ist an dem Punkt, wo man eine Entscheidung des Rates benötigt, da man 

keine Einigung herstellen kann.  
Ich möchte von dem Rat oder diesem Ausschuss wissen, wer gibt die Anfrage in 
den Rat bzw. in den Ausschuss, wer ist dafür verantwortlich? 

Antwort: 
Eine Bauvoranfrage wird in der Regel nicht, es sei denn es ist ein bedeutsames Vorhaben im 
Außenbereich, im Rat bzw. Ausschuss behandelt. 
Lt. Zuständigkeitsordnung ist diese Aufgabe auf den Bürgermeister übertragen worden. 
Änderungen von Bebauungsplänen erfolgen auf Grund von Verwaltungsvorlagen bzw. politi-
schen Anträgen im Ausschuss für Stadtentwicklung. 
Ich habe es richtig verstanden, dass ohne eine Bebauungsplanänderung ihr Anliegen nicht 
machbar scheint. 
Der Vorsitzende schlägt vor, nach der Sitzung mit Herrn Erll nochmals Kontakt aufzuneh-
men. 
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8. Interpretiere ich es richtig, dass eine Person über die Hoheit der Planung in der 

Stadt Bornheim entscheidet? 
Antwort: 
Nein, das ist falsch. Die Planungshoheit liegt weiter beim Rat. Jeder Bebauungsplan bzw. 
Änderung ist eine Satzung der Stadt Bornheim, die vom Rat beschlossen werden muss. 
Bauvoranfragen werden nicht im Rat bzw. Ausschuss behandelt. 
Der Rat hat die Aufgabe der Bauvoranfragen auf den Bürgermeister übertragen.  
 
 

4 Entgegennahme der Niederschrift Nr. 56-1/2020 vom 04.06.2020  

 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift über die 
Sitzung Nr. 56-1/2020 vom 04.06.2020 keine Einwände. 
 

5 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 09.03.2020 betr. unzulässi-
ge Behandlung von Eingaben zum Bebauungsplan Se 21 

260/2020-7 

 
Der Petent war in der Sitzung nicht anwesend. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung, 
wie folgt zu beschließen:  
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
- Einstimmig -  
 

6 Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 05.07.2020 betr. Elternbei-
träge für Juni/Juli 

540/2020-4 

 
Der Petent war in der Sitzung nicht anwesend. 
 
Beschluss: 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis und betrachtet die Beschwerde damit als erledigt. 
 
- Einstimmig -  
 

7 Aktuelle Mitteilungen und Beantwortung von Fragen aus vorheri-
gen Sitzungen 

570/2020-1 

 
Keine. 
 

8 Anfragen mündlich  

 
AM Kleinekathöfer betr. Geschwindigkeitsmessungen auf der Hellstraße (Beschluss aus der 
letzten Sitzung, Zusage von der Verwaltung, dass Geschwindigkeitsmessungen in Abspra-
che mit den Betroffenen durchgeführt werden). 
Es hat 2 Tage Messungen gegeben, ohne dass Kontakt mit den Anwohnern aufgenommen 
wurde. An diesen Tagen hatte der Kindergarten Ferien und ein Teil des Problems sind brin-
gende und holende Elternteile. 
Ist die Verwaltung bereit eine weitere Messung durchzuführen und dies dann, wie verspro-
chen, mit den Betroffenen zu besprechen? 
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Kann die Frage im nächsten Ausschuss für Stadtentwicklung beantwortet werden? 
Antwort: 
Wird aufgenommen. 
 
AM Schmitz 
1. betr. Widdig, Römerstraße vor Hausnummer 21 wurde ein Gasanschluss verlegt. 

1 qm großes Loch wäscht sich immer weiter aus. 
Kann das Loch zeitnah mit einer Bitumdecke versehen werden? 

Antwort: 
Wird aufgenommen. 
 
2. betr. Widdig, Teutonenstraße 5, Leuchte ist seit 5 Tagen ohne Strom 

Kann die Leuchte repariert werden?  
Antwort: 
Wird aufgenommen. 
 
 
 
  
 
 
 
 
Ende der Sitzung:18.25 Uhr 
 
 
 
 
 
 
 
 
gez. Christian Koch  gez. Petra Altaner 
Vorsitz  Schriftführung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 20.01.2021 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 769/2020-1 

    Stand 21.12.2020 

 
Betreff 
 

Bestellung von Schriftführern / Schriftführerinnen für den Ausschuss für 
Bürgerangelegenheiten 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten bestellt Frau Petra Altaner, Frau Karin  
Schumacher-Lambertz und Frau Alexandra Mühlens auf Widerruf zu Schriftführerinnen  
des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten. 
 
Sachverhalt 
 
Gem. § 52 Abs. 1 i.V.m. § 58 Abs. 2 GO NRW und des § 31 GeschO des Rates bestellt der 
Ausschuss für Bürgerangelegenheiten seine Schriftführer/innen.  
Der Bürgermeister schlägt vor, die o.a. Personen auf Widerruf zu bestellen. 
 
 
 
 
 

Ö  1Ö  1
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 20.01.2021 

Stadtentwicklungsausschuss 03.02.2021 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 699/2020-6 

    Stand 09.12.2020 

 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 05.10.2020  betr. Neubebauung eines 
Grundstücks in Merten 

 
Beschlussentwurf Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss für Stadtentwicklung, 
wie folgt zu beschließen: siehe Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung. 
 
Beschlussentwurf Ausschuss für Stadtentwicklung 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur Kenntnis. 
 
Sachverhalt 
 
Mit der in der Anlage beigefügten Anregung wird der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 
darum gebeten, die Bebaubarkeit eines Grundstückes in Merten zu prüfen. Die Verwaltung 
nimmt hierzu wie folgt Stellung: 
 
Es ist zunächst nicht Aufgabe eines Ausschusses Bauvorhaben zu prüfen. Dies ist Aufgabe 
der Bauaufsichtsbehörde. 
 
Der Anregung beigefügt ist die Anhörung an die Antragsteller im Rahmen einer der Bauauf-
sichtsbehörde vorliegenden Bauvoranfrage, mit der der noch zu erlassende negative Be-
scheid angekündigt wird. Hierin ist bereits ausführlich dargelegt, dass die beantragte Bebau-
ung sich nicht in die vorhandene Umgebungsbebauung einfügt und aufgrund der andersarti-
gen Erschließung der Gebäude auf den angrenzenden Grundstücken sich nicht auf diese 
Bebauung berufen werden kann.  
 
Die Bebauung entlang des Weidenbachwegs ist gekennzeichnet durch eine straßenbeglei-
tende Bebauung. Die vorhandene Bebauung ist maximal bis zu 25 m Bautiefe von der sie 
erschließenden öffentlichen Verkehrsfläche entfernt. Die geplante Bebauung würde jedoch 
bis zu 42 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegen. Sie ist auch nicht vergleich-
bar mit der Bebauung auf den benachbarten Grundstücken, denn diese werden durch einen 
öffentlichen Stichweg erschlossen. Das geplante Vorhaben soll jedoch über Privatgrundstück 
erschlossen werden.  
 
Auch die Bebauung im weiteren Verlauf der Broichgasse und entlang der Klosterstraße ist 
straßenbegleitend. Eine Zulassung eines Vorhabens in diesem bisher ungestörten Garten- 
und Ruhebereich wäre zweifelsfrei ein Präzedenzfall. Bei einer weiteren Bebauung bestünde 
daher Planerfordernis, d.h. eine Bebauung dieses Bereichs käme –wenn überhaupt- nur auf 
der Grundlage einer geordneten städtebaulichen Bauleitplanung in Frage.  
 
 

Ö  5Ö  5
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Anlagen zum Sachverhalt 
 

- Anregung 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 20.01.2021 

Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschuss 02.02.2021 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 763/2020-9 

    Stand 21.11.2020 

 
Betreff 
 

Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 08.11.2020 betr. Beseitigung von 
Straßenschäden Fabriweg nach Kanalbauarbeiten 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis und empfiehlt dem Ausschuss für Mobilitäts- und Verkehrsentwicklung ebenfalls 
Kenntnis zu nehmen.  
 
 
Sachverhalt 
 
Zu der beigefügten Beschwerde nach § 24 der Gemeindeordnung NRW nimmt die Verwal-
tung wie folgt Stellung: 
 
Der Fabriweg ist eine sogenannte noch nicht erstmalig hergestellte Straße und stellt damit 
ein Provisorium dar, das Kompromisse von den Nutzern erfordert. 
 
Provisorische Straßen besitzen in der Regel keinen tragfähigen Straßenaufbau und sind für 
das Befahren mit schweren Fahrzeugen nur bedingt geeignet. Bei Belastungen durch größe-
re Fahrzeuge als Personenkraftwagen, die sich z. B. im Rahmen von Baumaßnahmen kaum 
vermeiden lassen, sind Straßenschäden zu erwarten. 
 
Deshalb hat die Verwaltung gemeinsam mit dem Abwasserwerk vor Baubeginn der Kanal-
baumaßnahme im Fabriweg eine Beweissicherung vorhandener Straßenschäden durchge-
führt. 
 
Nach Abschluss der Kanalbauarbeiten wurden die relevanten Straßenschäden beseitigt und 
ein verkehrssicherer Zustand erreicht. Kosten für die Straßenanlieger entstehen durch die 
Ausbesserungsarbeiten nicht. 
 
Die Anregung, eine umfassende Straßenunterhaltung auch in provisorischen Straßen, wie 
dem Fabriweg und der Siegstraße durchzuführen, wäre wünschenswert; ist aus finanziellen 
Gründen jedoch nicht leistbar. Deshalb wird in Bornheim eine abgestufte Straßenunterhal-
tung durchgeführt: 
 
Für den Fabriweg kann der Straßenzustand langfristig nur durch einen Straßenneubau 
nachhaltig verbessert werden. Im Rahmen der Neubauplanung würden dann u.a. auch die 
Straßeneinmündungen, die Straßenoberflächenentwässerung und die Straßenbeleuchtung 
überplant. Hierbei würde ein Beitragserfordernis durch die Anlieger entstehen. Der Fabriweg 
verfügt als provisorische Straße nicht über die notwendige Grundsubstanz für großflächige 
Unterhaltungsmaßnahmen, so dass die Straße im städtischen Unterhaltungskonzept nicht 
berücksichtigt werden kann. Für den Fabriweg kann der Straßenzustand langfristig nur durch 

Ö  6Ö  6
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einen Straßenneubau nachhaltig verbessert werden. Im Rahmen der Neubauplanung wür-
den dann u.a. auch die Straßeneinmündungen, die Straßenoberflächenentwässerung und 
die Straßenbeleuchtung überplant. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
keine 
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Beschwerde vom 08.11.2020 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 20.01.2021 

Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschuss 02.02.2021 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 764/2020-9 

    Stand 21.11.2020 

 
Betreff 
 

Beschwerde nach § 24 GO NRW vom 08.11.2020 betr. Zustand Fahrbahnbelag 
Fabriweg 

 
 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis und empfiehlt dem Ausschuss für Mobilitäts- und Verkehrsentwicklung ebenfalls 
Kenntnis zu nehmen. 
 
Sachverhalt 
 
Zu der beigefügten Beschwerde nach § 24 der Gemeindeordnung NRW nimmt die Verwal-
tung wie folgt Stellung: 
 
Der Fabriweg ist eine sogenannte noch nicht erstmalig hergestellte Straße und stellt damit 
ein Provisorium dar, das Kompromisse von den Nutzern erfordert. 
 
Provisorische Straßen besitzen in der Regel keinen tragfähigen Straßenaufbau und sind für 
das Befahren mit schweren Fahrzeugen nur bedingt geeignet. Bei Belastungen durch größe-
re Fahrzeuge als Personenkraftwagen, die sich z. B. im Rahmen von Baumaßnahmen kaum 
vermeiden lassen, sind Straßenschäden zu erwarten. 
 
Deshalb hat die Verwaltung gemeinsam mit dem Abwasserwerk vor Baubeginn der Kanal-
baumaßnahme im Fabriweg eine Beweissicherung vorhandener Straßenschäden durchge-
führt. 
 
Nach Abschluss der Kanalbauarbeiten wurden die relevanten Straßenschäden beseitigt und 
ein verkehrssicherer Zustand erreicht. Kosten für die Straßenanlieger entstehen durch die 
Ausbesserungsarbeiten nicht. 
 
Die Anregung, eine umfassende Straßenunterhaltung auch in provisorischen Straßen, wie 
dem Fabriweg und der Siegstraße durchzuführen, wäre wünschenswert; ist aus finanziellen 
Gründen jedoch nicht leistbar. Deshalb wird in Bornheim eine abgestufte Straßenunterhal-
tung durchgeführt: 
 
Für den Fabriweg kann der Straßenzustand langfristig nur durch einen Straßenneubau 
nachhaltig verbessert werden. Im Rahmen der Neubauplanung würden dann u.a. auch die 
Straßeneinmündungen, die Straßenoberflächenentwässerung und die Straßenbeleuchtung 
überplant. Hierbei würde ein Beitragserfordernis durch die Anlieger entstehen. 
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Finanzielle Auswirkungen 
 
keine 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Beschwerde vom 08.11.2020 
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Ausschuss für Bürgerangelegenheiten 20.01.2021 

Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschuss 02.02.2021 

 

  öffentlich  Vorlage Nr. 852/2020-9 

    Stand 28.12.2020 

 
Betreff 
 

Anregung nach § 24 GO NRW vom 10.12.2020  betr. Wiederholung der SDR-
Messungen im oberen Teil der Hellstraße, Brenig 

 
Beschlussentwurf 
 
Der Ausschuss für Bürgerangelegenheiten nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur 
Kenntnis und empfiehlt dem Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschusses ebenfalls 
Kenntnis zu nehmen.  
 
 
Beschlussentwirf für den Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschuss 
 
Der Mobilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschuss nimmt die Ausführungen der Verwal-
tung zur Kenntnis.  
 
 
Sachverhalt 
 
Zu der beigefügten Anregung nach § 24 GO vom 10.12.2020 nimmt die Verwaltung wie folgt 
Stellung:  
 
Auf die Vorlagen-Nrn. 286/2020-9 für die Sitzungen des Ausschusses für Bürgerangelegen-
heiten am 04.06.2020 und Ausschusses für Stadtentwicklung am 10.06.2020 sowie des Mo-
bilitäts- und Verkehrsentwicklungsausschusses am 09.12.2020 wird Bezug genommen.  
 
Mit der im Zeitraum vom 29.07.2020 bis 04.08.2020 durchgeführten Seitenradarmessung 
(SDR-Messung) hat die Verwaltung das Geschwindigkeitsverhalten auf der oberen Hellstra-
ße über einen Zeitraum von einer Woche ermittelt.   
 
SDR-Messungen zur Erhebung von Verkehrsdaten entsprechen der gängigen Verwaltungs-
praxis der Verkehrsbehörden und Straßenbaulastträger, so dass die für die Hellstraße ge-
wonnenen Ergebnisse verwertbar sind.  
 
Auch die Tatsache, dass innerhalb der Sommerferien 2020 gemessen wurde, führt zu keiner 
anderen Beurteilung, da gemäß Beschlusslage in den Ratsgremien die Überprüfung des 
Geschwindigkeitsverhalten und nicht die Verkehrsstärken ausschlaggebend waren. Außer-
dem steht die Schlussfolgerung des Beschwerdeführers, dass bei geringeren Verkehrsstär-
ken tendenziell langsamer gefahren wird, im Widerspruch zu den Erkenntnissen der Verwal-
tung. Erfahrungsgemäß führen gerade weniger frequentierte Fahrbahnen und geringerer 
Gegenverkehr zu höheren Fahrgeschwindigkeiten. 
 
Die SDR-Messungen wurden zudem bewusst im Zeitraum der Fahrbahnsanierungen am 
Hellenkreuz in Bornheim durchgeführt, da im Vorfeld dieser Straßenbaumaßnahme von An-
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wohnerschaft und Ortsvorsteher ein erhöhter Durchgangsverkehr für die Hellstraße befürch-
tet wurde.  
 
Innerhalb des Rhein-Sieg-Kreises wird zur Beurteilung des Geschwindigkeitsverhaltens der 
sogenannte V85-Wert herangezogen. Dieser Wert benennt die Geschwindigkeit, die von 85 
% der ungehindert fahrenden Verkehrsteilnehmer nicht überschritten wird.  
 
Entsprechend einer Abstimmung mit dem Landrat des Rhein-Sieg-Kreises als Fachauf-
sichtsbehörde und dem Polizeipräsidium Bonn gelten kreiseinheitlich V85-Werte bis 39 km/h 
innerhalb von Tempo-30-Zonen als noch innerhalb der Toleranzgrenze, ohne dass weitere 
Maßnahmen zur Geschwindigkeitsreduzierung erforderlich werden.  
 
Der Verwaltung liegen in Abstimmung mit der Fachaufsichtsbehörde und der Polizei keine 
Erkenntnisse vor, die ein Abweichen von dieser Regelung erforderlich machen würde. 
 
Aus den genannten Gründen sieht die Verwaltung derzeit kein weitergehendes Handlungser-
fordernis.   
   
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
keine 
 
 
Anlagen zum Sachverhalt 
 
Anregung nach § 24 GO vom 10.12.2020 
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